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Beteiligung der Träger öffentlicher Belange  
an der Bauleitplanung 
(§ 4 Abs. 1 bzw. § 3 Abs. 2 Baugesetzbuch)  
 
 

  Flächennutzungsplan    mit Landschaftsplan 

  Bebauungsplan 
         für das Gebiet       
  mit Grünordnungsplan 
        dient der Deckung dringenden Wohnbedarfs  ja   nein 

  Satzung über den Vorhaben- und Erschließungsplan 
               

  Sonstige Satzung 
         Entwicklungs- und Ergänzungssatzung Nr. 5.1 „Breitötting“, 4. Änderung 

  Frist für die Stellungnahme       (§ 4 BauGB) 
  Frist: 1 Monat (§ 2 Abs. 4 BauGB-MaßnahmenG) 

 

 keine Äußerung 

 Ziele der Raumordnung und Landesplanung, die eine Anpassungspflicht nach § 1 Abs. 4 BauGB auslösen 

 Beabsichtigte eigene Planungen und Maßnahmen, die den o.g. Plan berühren können, mit Angabe des  
     Sachstands 

 Einwendungen mit rechtlicher Verbindlichkeit aufgrund fachgesetzlicher Regelungen, die im Regelfall in der  
     Abwägung nicht überwunden werden können (z.B. Landschafts- oder Wasserschutzgebietsverordnungen): 
 
      

 
 Rechtsgrundlagen 

 
      

 
 Möglichkeiten der Überwindung (z.B. Ausnahmen oder Befreiungen) 
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 Sonstige fachliche Informationen und Empfehlungen aus der eigenen Zuständigkeit zu dem o.g. Plan, ge 
     gliedert nach Sachkomplexen, jeweils mit Begründung und ggf. Rechtsgrundlage 
 

Bei der Änderung der Städtebaulichen Satzung sind für den durch die 
Gemeinde sicherzustellenden Brandschutz - Art. 1 BayFwG - folgende 
allgemeine Belange des abwehrenden Brandschutzes (Durchführung 
wirksamer Löscharbeiten und Rettung von Personen) zu berücksichtigen: 
 
1. Die Bereithaltung und Unterhaltung notwendiger Löschwasserversor-

gungsanlagen ist Aufgabe der Gemeinden (vgl. Art. 1 Abs. 2 Satz 2 
BayFwG) und damit – z. B. bei Neuausweisung eines Bebauungsge-
bietes – Teil der Erschließung im Sinn von § 123 Abs. 1 des Bauge-
setzbuchs (BauGB). Die Sicherstellung der notwendigen Löschwasser-
versorgung zählt damit zu den bauplanungsrechtlichen Voraussetzun-
gen für die Erteilung einer Baugenehmigung. Welche Löschwasserver-
sorgungsanlagen im Einzelfall notwendig sind, ist anhand der Brandri-
siken des konkreten Bauvorhabens zu beurteilen. Den Gemeinden wird 
empfohlen, bei der Ermittlung der notwendigen Löschwassermenge die 
Technische Regel zur Bereitstellung von Löschwasser durch die öffent-
liche Trinkwasserversorgung – Arbeitsblatt W 405 der Deutschen Ver-
einigung des Gas- und Wasserfaches e. V. (DVGW) anzuwenden. Da-
bei beschränkt sich die Verpflichtung der Gemeinden nicht auf die Be-
reitstellung des sog. Grundschutzes im Sinn dieser technischen Regel. 
Sie hat Löschwasser in einem Umfang bereitzuhalten, wie es die je-
weils vorhandene konkrete örtliche Situation, die unter anderem durch 
die (zulässige) Art und das (zulässige) Maß der baulichen Nutzung, die 
Siedlungsstruktur und die Bauweise bestimmt wird, verlangt. Ein Ob-
jekt, das in dem maßgebenden Gebiet ohne weiteres zulässig ist, stellt 
regelmäßig kein außergewöhnliches, extrem unwahrscheinliches 
Brandrisiko dar, auf das sich die Gemeinde nicht einzustellen bräuchte 
(vgl. OVG Berlin-Brandenburg, Beschluss vom 28. Mai 2008, OVG 1 
S 191.07; Niedersächsisches OVG, Urteil vom 26. Januar 1990, 
1 OVG A 115/88). Die Gemeinden haben zudem auf ein ausreichend 
dimensioniertes Rohrleitungs- und Hydrantennetz zu achten (BayRS 
2153-I, Vollzug des Bayerischen Feuerwehrgesetzes (VollzBek-
BayFwG), Bekanntmachung des Bayerischen Staatsministeriums des 
Innern vom 28. Mai 2013 Az.: ID1-2211.50-162). 
 

2. Die Verkehrsflächen sind so anzulegen, dass sie hinsichtlich der Fahr-
bahnbreite, Kurvenkrümmungsradien usw. mit den Fahrzeugen der 
Feuerwehr jederzeit und ungehindert befahren werden können. Die 
Tragfähigkeit muss dazu für Fahrzeuge bis 16 t (Achslast 10 t) ausge-
legt sein. Hierzu wird auch auf DIN 14 090 „Flächen für die Feuerwehr 
auf Grundstücken“ verwiesen. 
 
Es muss insbesondere gewährleistet sein, dass Gebäude ganz oder 
mit Teilen in einem Abstand von höchstens 50 m von den öffentlichen 
Verkehrsflächen und gesichert erreichbar sind. Dies ist bei den Einzel-
bauvorhaben zu überprüfen; ggf. ist die Erschließung in Abstimmung 
mit der Brandschutzdienststelle sicherzustellen. 
 

3. Die Gemeinden haben für die Wahrnehmung des abwehrenden Brand-
schutzes und des technischen Hilfsdienstes Feuerwehren aufzustellen, 
auszurüsten und zu unterhalten; um dabei das örtliche Gefahrenpoten-
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tial ausreichend zu berücksichtigen und eine optimale Aufgabenwahr-
nehmung durch die gemeindlichen Feuerwehren zu gewährleisten, sol-
len die Gemeinden grundsätzlich einen Feuerwehrbedarfsplan aufstel-
len. Feuerwehrbedarfspläne sind fortzuschreiben und der Entwicklung 
in den Gemeinden anzupassen. 
 

4. Um ihre Aufgaben im abwehrenden Brandschutz und im technischen 
Hilfsdienst erfüllen zu können, müssen die Gemeinden ihre Feuerweh-
ren so aufstellen und ausrüsten, dass diese möglichst schnell Men-
schen retten, Schadenfeuer begrenzen und wirksam bekämpfen sowie 
technische Hilfe leisten können. Hierfür ist es notwendig, dass grund-
sätzlich jede an einer Straße gelegene Einsatzstelle von einer ge-
meindlichen Feuerwehr in höchstens zehn Minuten nach Eingang einer 
Meldung bei der Alarm auslösenden Stelle erreicht werden kann 
(Hilfsfrist) (vgl. zu Art. 1, Aufgaben der Gemeinden, VollzBekBayFwG). 
Die Feuerwehrgerätehäuser wie auch die Feuerwehren selbst müssen 
hinsichtlich ihrer Größe, Ausstattung, zentralen Lage, verkehrstechni-
schen Anbindung und Erweiterungsmöglichkeit sowohl den derzeitigen 
als auch den künftigen Anforderungen entsprechen. Diese Fragen sind 
regelmäßig im Rahmen der Bauleit- und  Feuerwehrbedarfsplanung zu 
überprüfen. 
 

Von dieser Äußerung wird eine spätere Stellungnahme im Baugenehmi-
gungsverfahren nicht berührt. Eine Detailprüfung der Fragen des abweh-
renden Brandschutzes, insbesondere auch zur Erfordernis möglicher Flä-
chen für die Feuerwehr auf den Grundstücken kann in diesem Planungs-
stadium nicht erfolgen. Bei im Baugenehmigungsverfahren auftretenden 
Fragen zum abwehrenden Brandschutz ist daher die Brandschutzdienst-
stelle erneut zu beteiligen (Art. 65 Abs. 1 Satz 1 Halbsatz 2 BayBO). 
 

 
 
 
Pröschkowitz 
 
 

 
 


